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Keine befristete Arbeitszeitreduzierung nach Teilzeit-/Befristungsgesetz 
 
Will ein Arbeitnehmer seine Arbeitszeit nur befristet reduzieren, kann er dies nicht im 
Rahmen des Teilzeit- und Befristungsgesetzes (TzBfG) geltend machen. Das hat das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) im Fall eines stellvertretenden Abteilungsleiters einer Bürg-
schaftsbank entschieden, der gegenüber seinem Arbeitgeber beantragte, seine Arbeits-
zeit um ein Drittel auf 26 Stunden wöchentlich zu verringern. Diese Reduzierung sollte 
aber auf Wunsch des Arbeitnehmers nur von 2004 bis 2007 gelten. Der Arbeitgeber 
lehnte den Antrag unter Hinweis auf betriebliche Gründe ab. In seiner Begründung ver-
weist das Gericht darauf, dass der vom Arbeitnehmer gestellte Antrag aufgrund der ver-
langten Befristung nicht das Ziel nach § 8 TzBfG verfolge. Daher könne der Arbeitgeber 
über den Antrag frei verfügen, ohne an die Ablehnungsgründe oder das Verfahren nach 
dem TzBfG gebunden zu sein. Ein befristetes Verlangen der Arbeitszeit sei auch nicht 
ohne weitere konkrete Anhaltspunkte – entgegen seinem Wortlaut – dahin auszulegen, 
dass der Arbeitnehmer mit dem Antrag auch eine unbefristete Arbeitszeitreduzierung 
begehre. 
(Urteil des BAG vom 12. September 2006; Az.: 9 AZR 686/05). 
 
 
Sperrzeit nach privater Trunkenheitsfahrt bei Berufskraftfahrer 
 
Verliert ein Berufskraftfahrer wegen einer privaten Trunkenheitsfahrt die Fahrerlaubnis 
und wird vom Arbeitgeber gekündigt, rechtfertigt das auch die Verhängung einer Sperr-
zeit beim Arbeitslosengeld. Das hat das Sozialgericht Aachen im Falle eines Berufskraft-
fahrers entschieden, dem nach einer privaten Trunkenheitsfahrt mit 1,35 Promille der 
Führerschein entzogen worden war, worauf ihm der Arbeitgeber fristlos gekündigt hatte. 
Die Arbeitsagentur verhängte darauf hin eine Sperrfrist von 12 Wochen, gegen die sich 
der Arbeitnehmer zur Wehr setzte. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, 
dass der Arbeitnehmer durch sein vertragswidriges Verhalten den Anlass für die Kündi-
gung gegeben habe. Damit habe er sich auch versicherungswidrig verhalten. Jedenfalls 
bei Berufskraftfahrern sei der Besitz der Fahrerlaubnis Geschäftsgrundlage des Arbeits-
vertrages. Es bestehe eine vertragliche Nebenpflicht, ein Verhalten zu unterlassen, das 
die Grundlage für die Vertragserfüllung beseitige. In dieser Pflicht liege auch keine un-
verhältnismäßige Einwirkung auf die Privatsphäre des Arbeitnehmers. 
(Urteil des Sozialgerichts Aachen vom 19. Dezember 2006; Az.: 11 AL 97/06). 
 
 
Kündigung nach Lüge bei Einstellungsgespräch 
 
Lügt ein Arbeitnehmer im Einstellungsgespräch, kann der Arbeitgeber dies zum Anlass 
für eine Kündigung nehmen. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt/Main im Fall eines 
Brokers in einem Börsenunternehmen entschieden, der im Einstellungsgespräch trotz 
ausdrücklicher Nachfrage verschwiegen hatte, dass er wegen des Verdachts finanzieller 
Manipulation mit arbeitsgerichtlichem Verfahren seinen letzten Arbeitsplatz verloren hat-
te. Der neue Arbeitgeber nahm dies zum Anlass für eine ordentliche Kündigung. In sei-
ner Begründung verweist das Gericht darauf, dass dieses Verhalten eine Kündigung 
rechtfertige, zumal der Arbeitnehmer sich noch in der Probezeit befunden habe. 
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt/Main vom 15. Februar 2007; Az.: 1 Ca 6262/06). 
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Kündigungsschutz geht bei Betriebsübergang nicht mit 
 
Setzt ein Arbeitnehmer nach Betriebsübergang sein Arbeitsverhältnis in einem neuen 
Betrieb fort, geht der vorher beim veräußernden Betrieb geltende Kündigungsschutz 
nicht auf den Betriebserwerber über. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines 
Arbeitnehmers entschieden, der durch Betriebsübergang von einem Betrieb oberhalb 
des Schwellenwertes in einen Kleinbetrieb unterhalb des Schwellenwertes gewechselt 
war, wo nur fünf Arbeitnehmer und ein Lehrling beschäftigt waren. Nach der Kündigung 
machte er geltend, dass diese unwirksam sei, weil sein bei dem Vorgängerbetrieb er-
worbener Kündigungsschutz nach dem Betriebsübergang erhalten bleibe. In seiner Be-
gründung verweist das Gericht darauf, dass das Kündigungsschutzgesetz mangels aus-
reichender Beschäftigtenzahl im Zeitpunkt der Kündigung nicht anwendbar sei, weil das 
Vorhandensein einer bestimmten Beschäftigtenzahl kein übergangsfähiges Recht im 
Sinne von § 613a BGB darstelle. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 15. Februar 2007; Az.: 8 AZR 397/06). 
 
 
Anspruch auf Personalrabatte nur bei fortbestehender Eigenproduktion 
 
Sagt ein Arbeitgeber seinen Mitarbeitern bestimmte Vergünstigungen im Bereich des 
eigenen Dienstleistungs- oder Produktionsangebotes zu, entfällt der Anspruch hierauf, 
wenn das Unternehmen nach einer Betriebsübernahme die entsprechende Dienstleis-
tung / Produktion nicht mehr erbringt. Das hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) im Fall 
eines ehemaligen Arbeitnehmers der Fluggesellschaft Swissair entschieden, der regel-
mäßig vergünstigte Flüge in Anspruch nahm und dies auch von der Betriebsübernehme-
rin verlangte, nachdem diese aus dem Konzernverbund ausgeschieden war; Flugnetz 
und Poolabkommen mit anderen Fluglinien waren daher nicht mehr verfügbar. In seiner 
Begründung verweist das Gericht darauf, dass der Arbeitnehmer zwar zunächst einen 
Anspruch auf Flugvergünstigungen aus der Vereinbarung mit dem damaligen Arbeitge-
ber Swissair erworben habe, der durch Betriebsübernahme auf den neuen Arbeitgeber 
übergegangen sei. Zusagen auf Personalrabatte seien jedoch von vornherein auf die 
Eigenproduktion des Arbeitgebers und deren Beibehaltung beschränkt. Mit der Einstel-
lung des Flugbetriebs sei der Arbeitgeber nicht mehr verpflichtet, die in der Vereinba-
rung seinerzeit geregelten Flugvergünstigungen zu verschaffen. 
(Urteil des BAG vom 13. Dezember 2006; Az.: 10 AZR 792/05). 
 
 
Rückzahlungsvereinbarung muss dem Transparentgebot entsprechen 
 
Finanziert ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer ein Fachhochschulstudium mit gleichzei-
tiger Beschäftigung als Volontär und vereinbart eine Rückzahlungsverpflichtung für den 
Fall des vorzeitigen Ausscheidens, setzt dies zur Wirksamkeit voraus, dass Transparenz 
darüber besteht, wie der Arbeitnehmer später eingesetzt werden soll. Das hat das Lan-
desarbeitsgericht Baden-Württemberg im Fall eines Sozialversicherungsfachangestell-
ten entschieden, dem der Arbeitgeber teilweise parallel und im übrigen anschließend 
einen Vollzeitstudiengang „Gesundheitsökonomie im Praxisverbund“ an einer FH finan-
zierte. Die Kosten wurden mit 27.328 Euro angegeben, die eine anschließende 60-
monatige Betriebsbindung rechtfertigen sollten. Die nach Abschluss des Studiums an-
gebotene Tätigkeit hielt der Arbeitnehmer nicht für angemessen und lehnte sie ab. Dar-
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aufhin verlangte der Arbeitgeber die gewährte Darlehenssumme zurück. In seiner Be-
gründung weist das Gericht darauf hin, dass die Rückzahlungsvereinbarung schon des-
halb unwirksam sei, weil sie dem Transparenzgebot nicht entspreche. Der Arbeitnehmer 
habe bei Vertragsabschluss nicht erkennen können, welche Art von Einstellungsangebot 
ihm bei erfolgreichem Studienabschluss unterbreitet werden solle. Für die Wirksamkeit 
müsse zumindest rahmenmäßig bestimmt sein, auf welcher Ebene mit welchen Tätig-
keitsmerkmalen die Verwendung vorgesehen sei. 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom 15. Februar 2007; Az.: 3 Sa 
46/06). 
 
 
Sensible Gesundheitsdaten in der Personalakte 
 
Nimmt ein Arbeitgeber sensible Gesundheitsdaten eines Arbeitnehmers in die Perso-
nalakte auf, muss er dabei auch die aus dem Persönlichkeitsrecht des Arbeitnehmers 
resultierenden Interessen angemessen berücksichtigen. Dies kann zum Beispiel durch 
Aufbewahrung in einem verschlossenen Umschlag geschehen. Das hat das Bundesar-
beitsgericht (BAG) im Fall eines Passageleiters auf einem Flughafen entschieden, der 
sich wegen Alkoholproblemen in Behandlung befand und hierüber Schriftverkehr mit 
seinem Arbeitgeber geführt hatte, den dieser in die Personalakte aufnahm. Der Arbeit-
nehmer verlangte die Entfernung dieses Schriftverkehrs aus der Personalakte, hilfswei-
se die gesonderte Aufbewahrung. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, 
dass die ungeschützte Aufbewahrung in der Akte das Persönlichkeitsrecht des Arbeit-
nehmers verletze. Andererseits bestehe aber auch ein legitimes Anliegen des Arbeitge-
bers an der Vollständigkeit der Personalakten. Bei Abwägung der unterschiedlichen 
schützenswerten Interessen erweise sich die Aufbewahrung in einem verschlossenen 
Umschlag als angemessene Lösung. Bei berechtigtem Interesse könne dann jede vom 
Arbeitgeber ermächtigte Person den Umschlag öffnen, den Anlass vermerken und die 
Daten einsehen. 
(Urteil des BAG vom 12. September 2006; Az.: 9 AZR 271/06). 
 
 
Firmenaufgabe im Alter rechtfertigt betriebsbedingte Kündigung 
 
Gibt ein Arbeitgeber altersbedingt seinen Betrieb auf, um in den Ruhestand zu gehen 
und daher seinen Arbeitnehmern betriebsbedingt kündigt, ist das rechtlich nicht zu be-
anstanden. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt am Main im Fall eines Unternehmers 
entschieden, der im Alter von 65 Jahren sein Autohaus aufgab, nachdem seine Tochter 
die Betriebsfortzuführung abgelehnt hatte. Der Arbeitgeber kündigte seinen Arbeitneh-
mern betriebsbedingt, worauf ein Karosseriebaumeister sich gegen die Kündigung wehr-
te mit der Begründung, es seien nicht alle Möglichkeiten bei der Suche der Unterneh-
mensnachfolge ausgeschöpft worden. In seiner Begründung verweist das Gericht dar-
auf, dass eine altersbedingte Betriebsschließung auf der alleinigen Entscheidungsfrei-
heit des Unternehmers beruhe. Dieser sei nicht verpflichtet, auf Gedeih und Verderb 
einen Nachfolger zu präsentieren. Auch die von dem Arbeitnehmer geäußerte Vermu-
tung, die Betriebsschließung stehe im Zusammenhang mit einer geplanten Betriebsrats-
gründung, ändere hieran nichts. 
(Urteil des Arbeitsgerichts Frankfurt/Main vom 27. September 2006; Az.: 7 Ca 2181/06). 
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Arbeitgeber muss bei Krankheit höchstens sechs Wochen Lohn zahlen 
 
Ein Arbeitgeber muss einem Mitarbeiter im Krankheitsfall über den gesetzlichen Zeit-
raum von sechs Wochen hinaus keinen Lohn zahlen. Das entschied das Landesarbeits-
gericht (LAG) Rheinland-Pfalz in Mainz in einem am 6. März 2007 veröffentlichten Urteil. 
Nach dem Richterspruch gilt dies auch, wenn ein Mitarbeiter wegen verschiedener Er-
krankungen länger als sechs Wochen arbeitsunfähig ist (Urteil vom 8. Dezember 2006, 
Az.: 3 Sa 585/06). 
 
Das Gericht wies mit seinem Urteil die Klage eines Arbeitnehmers ab, der mehr als 
sechs Wochen erkrankt und arbeitsunfähig war. Nach der ärztlichen Bescheinigung 
handelte es sich nicht um eine einzige Erkrankung, sondern im Verlauf der ersten sechs 
Wochen kam es beim Kläger zu einer neuen Erkrankung. Der Kläger meinte, der Sechs-
Wochen-Zeitraum habe mit der neuen Krankheit erneut begonnen, so dass der Arbeit-
geber über die gesetzlich vorgesehenen sechs Wochen hinaus zahlen müsse. 
 
Das LAG teilte diese Auffassung nicht und machte eine andere Rechnung auf. Die Ent-
geltfortzahlungspflicht des Arbeitgebers verlängere sich nicht, wenn während einer be-
stehenden Arbeitsunfähigkeit eine andere Erkrankung hinzutrete, sich die Erkrankungen 
also überschnitten (dpa). 
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